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chen Strukturwandel Arbeitsplätze
im ländlichen Raum verloren. Die
Agrarwende setzt auf regionale
Strukturen. Künftig muss gelten:
Regional ist erste Wahl.
Zur neuen Politik gehört auch
eine veränderte Tierhaltung. Noch
immer gibt es in Europa zu viele
und zu lange Tiertransporte. Noch
immer werden Tiere unter misera-
blen Bedingungen gehalten. Noch
immer zählt die Masse; nicht aber
das einzelne Mitgeschöpf! Nach-
drücklich unterstütze ich die
Schwedische Präsidentschaft in
ihren Bemühungen um die Ver-
schärfung der Nutztierhaltungsver-
ordnung und der Tiertranspor-
trichtlinie. Exportsubventionen, die
diese Transporte über weite
Strecken für die Tiere so qualvoll
und zugleich für die Menschen
rentabel machen, müssen der Ver-
gangenheit angehören.
Wir wollen eine gläserne Pro-
duktion schaffen. Von der Weide
über die Ställe bis zur Ladentheke
muss dokumentiert werden, was
mit unserer Nahrung geschieht.
Deshalb werde ich als einen ersten
Schritt zügig die EU-Richtlinie zum
Stallbuch umsetzen und die Doku-
mentation der Bestände verbes-
sern.
Die Bundesregierung setzt sich
für die Verbannung der Antibiotika
aus dem Tierfutter ein. Die Tiere
sollen künftig behandelt werden,
wenn und soweit sie krank sind.
Die Landwirte sollen sie so halten,
dass sie nicht prophylaktisch be-
handelt werden müssen. Schwei-
nedoping, Puten, die nicht mehr
laufen können, und Küken, die -
nachdem sie geschlüpft sind - mil-
lionenfach getötet werden, weil sie
nicht das richtige Geschlecht ha-
ben, gehören zur Agrarpolitik von
gestern.
Für Futtermittel werden wir eine
Positivliste einführen und Transpa-
renz durch die offene Deklaration
sicherstellen.
Unser Ziel ist die Abkehr von der
Überproduktion: Beim Prämiensy-
stem für Rinder sollten wir schon
jetzt mit dem Umbau beginnen,
und zwar weg von der Bestands-
oder Schlachtprämie hin zu einem
Prämiensystem, das die Be-
standsverringerung und die um-
weltverträgliche Extensivierung.
belohnt.
Hierzu schlage ich erste konkre-
te Schritte vor:
D Wir wollen die Tierhaltung wie-
der an den Boden koppeln. Förde-
rung soll es mittelfristig nur noch
für Bauern geben, die nicht mehr
als zwei Großvieheinheiten pro
Hektar halten.
D Ackerfutterpflanzen werden in
die Förderung einbezogen. Die un-
gerechtfertigte Besserstellung von
Silomais bauen wir ab. Darüber
hinaus werden wir das Grünland
durch die Einbeziehung in die
Flächenbeihilfe in Form einer
Grünlandprämie fördern.
D Wir werden Maßnahmen ergrei-
fen, um das Schlachtgewicht der
Rinder zu verringern.
Wir wollen die ökologische Mo-
dernisierung Deutschlands, und
die Agrarwende ist ein zentrales
Projekt dieser ökologischen Mo-
dernisierung. Machen wir uns aber
nichts vor. Es wird auch Leute ge-
ben, die sich weigern, an dieser
Agrarwende mitzuwirken, die am
bisherigen System verdient haben;
aber eines ist klar: Den Menschen
ist der Appetit vergangen. Und ei-
ne neue Landwirtschaftspolitik ist
Voraussetzung für das Gelingen
des vorsorgenden Verbraucher-
schutzes.
Mit wie viel Verve wurde vor
Jahren um das Reinheitsgebot für
Bier gestritten. Da standen Ver-
braucher, Bauern und die Braue-
reien wie eine Eins! In unser Bier
kommt nur Wasser, Hopfen und
Malz. Das Bier ist den Deutschen
heilig. Genau das muss jetzt für die
Kühe gelten. In unsere Kühe
kommt nur Wasser, Getreide und
Gras.
Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baringdorf
Die neue Gemeinsame Agrarpolitik
D
ie BSE-Krise stellt die Ge-
meinsame Agrarpolitik der EU
erneut auf den Prüfstand. Die Ge-
fährdung der Verbraucherinnen,
die wirtschaftlichen Nöte der Bäue-
rinnen und Bauern, die bisher
kaum absehbaren Folgekosten der
Rinderseuche, und die kulturelle
Dimension der Massenvernichtun-
gen verlangt nach einem Paradig-
menwechsel: Die Gemeinsame
Agrarpolitik muss vorsorgenden
Verbraucherschutz in die gesamte
Lebensmittelerzeugung integrieren
und neue Rahmenbedingungen für
einen Wettbewerb um Qualität
schaffen.
Die Gemeinsame Agrarpolitik
dient heute ihren erklärten Zielen
nicht mehr. Die Einkommen der
Mehrheit der Bauern sind nicht
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mehr gesichert. Die Verbraucher
zahlen für Lebensmittel mehr denn
je, wenn man die Folgekosten der
industrialisierten Landwirtschaft
und ihrer Lebensmittelskandale
einrechnet, die aus Steuergeldern
aufgebracht werden.
Reformen der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik einschließlich der in Berlin
1999 verabschiedeten „Agenda
2000" zielten im Wesentlichen auf
eine Begrenzung der Agrarausga-
ben, eine Senkung der Garantie-
preise und eine Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit der Agrar-
wirtschaft auf den Weltmärkten.
Die Qualität der Lebensmittel, Um-
weltschutz und die nachhaltige
Entwicklung des ländlichen Raums
spielten demgegenüber eine un-
tergeordnete Rolle.
Die Gemeinsame Agrarpolitik der
EU muss aufhören, Qualität und
Preis, Umweltschutz und Wirt-
schaftlichkeit, Wettbewerb und
Einkommenssicherung gegenein-
ander auszuspielen. Statt Produk-
tion, Vernichtung und Export von
Überschüssen zu subventionieren,
muss die neue Gemeinsame Agrar-
politik Lebensmittelqualität, Erhal-
tung der natürlichen Ressourcen
und Entwicklung der ländlichen
Wirtschaft ins Zentrum der politi-
schen Rahmenbedingungen stel-
len. Die Qualität von Agrarproduk-




Vorsorgeprinzip in der Lebens-
mittelerzeugung
BSE ist nur die Spitze des Eis-
bergs. Dioxin, PCB, Hormone, An-
tibiotika, gentechnisch veränderte
Organismen (GMO) und viele
andere gesundheitsgefährdende
Stoffe konzentrieren sich zuneh-
mend in Futter- und Lebensmit-
teln. Dies ist die Folge einseitiger
Förderung intensiver Tierhaltungs-
und Erzeugungsmethoden, die oh-
ne billige Rohstoffe und Medika-
mente nicht auskommen. Die Ver-
fütterung von Tierkadavern und
Klärschlamm ist auch Ausdruck
des zerstörerischen Preisdrucks,
den die bisherige Agrarpolitik und
die zunehmend konzentrierte Er-
nährungsindustrie auf die Land-
wirtschaft ausüben, -r-
Die Anwendung des Vorsorge-
prinzips in der Lebensmitteler-
zeugung darf sich nicht allein auf
verschärfte Kontrollen beim End-
produkt beschränken. Für den ge-
samten Produktionsprozess von
der Pflanzen- und Futtermittelher-
stellung bis zur Endverarbeitung
müssen prüfbare Kriterien einge-
halten werden, die gesunde Le-
bensmittel garantieren.
Die neue Gemeinsame Agrar-
und Verbraucherschutzpolitik muss
alle Ausgangsstoffe, den Erzeu-
gungsprozess und das Endpro-
dukt nach vergleichbaren, positiv
definierten Kriterien bewerten. Die
Qualität landwirtschaftlicher Pro-
dukte wird damit über die Festle-
gung von zugelassenen Rohstof-
fen und Erzeugungsmethoden er-
fasst, statt allein über Grenzwerte
von Schadstoffen. Damit wird auch
das bisher praktizierte Mischen
von mehr und weniger belasteten
Stoffen bis zur Höhe der zugelas-
senen Grenzwerte ausgeschlos-
sen.
Die Verantwortung für die Ver-
wirklichung des Vorsorgeprinzips
in der Lebensmittelproduktion muss
in der Praxis von Erzeugern und
Verbrauchern übernommen wer-
den. Verbraucherinnen sollten die
Kaufentscheidung auch vor dem
Hintergrund von Herkunft, Hal-
tungsbedingungen der Tiere und
Erzeugungsweise - treffen; Bäue-
rinnen und Bauern sollten sich we-
niger auf staatliche Marktinterven-





materialien (aller Nutztiere) aus der
Nahrungskette; Einführung von




fährdender Stoffe wie Antibiotika,
vor allem in ihrer prophylaktischen
Anwendung in der industriellen
Tierhaltung;' Verbot von Pestiziden
und Masthilfsstoffen, bei denen be-





Die derzeitige Gemeinsame Ag-
rarpolitik gewährt öffentliche För-
derung an die Ernährungsindustrie
und die landwirtschaftlichen Er-
zeuger auf der Grundlage bereits
erzeugter, verarbeiteter oder ein-
gelagerter Mengen, der Zahl ge-
haltener Tiere und der Größe be-
wirtschafteter oder nicht bewirt-
schafteter Flächen. Die Verletzung
bestehender Gesetze im Bereich
des Verbraucher-, Gewässer- und
Naturschutzes hat derzeit keine
einschränkende Wirkung auf die
Auszahlung der Agrarförderung.
Die neue Gemeinsame Agrarpo-
litik muss die Einhaltung vorhan-
dener Gesetze zum Schutz der
Verbraucher, der Umwelt und des
Tierschutzes zur Bedingung ma-
chen und zusätzliche Leistungen
für die Gesellschaft belohnen.
Gute landwirtschaftliche Praxis ist
deshalb als Regel - nicht als Aus-
nahme - klar EU-weit zu definieren
und an die regionalen Besonder-
heiten anzupassen. Beiträge zur
Qualitätsverbesserung, zum Um-
weltschutz und zur Beschäftigung
müssen messbar sein, wie es die
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EU-Kommission und das Europä-
ische Parlament in der Agenda
2000 ursprünglich gefordert hatT
ten. Nicht die staatliche Behörde
muss mögliche Verstöße nachwei-
sen, sondern Empfänger öffentli-
cher Förderung haben die Pflicht
zur Eigenkontrolle, bzw. eine jähr-
liche Nachweispflicht für erbrachte
positive Leistungen. Dieser Grund-
satz wird notwendige staatliche
Kontrollen reduzieren und insge-
samt zur Entbürokratisierung der
Agrarpolitik beitragen.
Maßnahmen: Öffentliche Förde-
rung darf nicht mehr allein auf Be-
triebsvergrößerung und Produkti-
vitätssteigerung ausgerichtet sein;
sie muss nachweislich umwelt-
schonende Bewirtschaftung und
Qualitätsverbesserung bewirken.
Das heißt für die Tierhaltung: keine
weitere Förderung von Spaltenbö-
den, Güllewirtschaft und Intensiv-
haltung; Flächenbindung mit 2
Großvieheinheiten/ha; Mindest-
raum, Bewegung und Tageslicht
für jede Tierart; Förderung der be-
trieblichen Integration von Futter-
erzeugung, Tierhaltung und Nut-
zung tierischer Dünger in der
Pflanzenproduktion. Entschädi-
gungszahlungen für auftretende
Seuchen werden gebunden an Kri-
terien für umweltverträgliche und





Agrarüberschüsse in der EU
sind die Folge der gegenwärtigen
Gemeinsamen Agrarpolitik. Die EU
importiert große Mengen Futter-
mittel für die Fleischproduktion
und zahlt Exporterstattungen für
eigene auf dem Binnenmarkt un-
verkäufliche Erzeugnisse. Der
größte Teil des Agrarhaushalts
wird immer noch für den Aufkauf,
die Lagerung und Verarbeitung
von Überschüssen verwendet.
Die neue Gemeinsame Agrarpo-
litik muss Rahmenbedingungen für
Wettbewerb um Qualität schaffen.
Das bedeutet einen schrittweisen
Abbau der Marktintervention und
Überführung der Mittel in eine
Strukturpolitik, die die Erzeugung
von gesunden Lebensmitteln über
Umstellungs- und Vermarktungs-
hilfen fördert, die Konzentration
und Marktmacht der Ernährungs-
industrie beschränkt und kurzen
Wegen und regionalen Märkten
durch Qualitäts- und Herkunfts-
zeichen Vorrang einräumt.
Maßnahmen: Abbau der staat-
lichen Intervention und Abschaf-




Etikettierung im Hinblick auf Pflan-
zenerzeugungs- und Tierhaltungs-
bedingungen; Anpassung der Hy-
gieneverordnungen im Hinblick auf
Frischprodukte für die lokale und
regionale Vermarktung; Abschaf-
fung von (steuerlichen) Privilegien
für Betriebe mit agrarindustrieller
Produktion (z.B. Käfighaltung etc.).
Aktuelle Umsteuerungsmöglich-
keiten
Die zur Zeit in der Umsetzung
befindliche Reform der Agrarpolitik
„Agenda 2000" folgt zwar immer
noch der alten Logik von Produk-
tionssteigerung und Konkurrenz-
fähigkeit auf den Weltmärkten. Sie
hat aber eine neue Ausrichtung auf
den Weg gebracht, die einen Neu-
anfang begünstigt. Rund 10% des
Agrarhaushalts stehen für die inte-
grierte ländliche Entwicklung be-
reit, die sogenannte „2. Säule". Die
Mitgliedstaaten haben darüber
hinaus die Möglichkeit, einen Ma-
ximalbetrag für die Förderung pro
Betrieb festzulegen (Modulation
nach Arbeit, Größe und Um-
weltmaßnahmen) und die so ein-
gesparten Mittel für Agrarumwelt-
programme zu verwenden. Diese
Möglichkeit zur Umsteuerung der
öffentlichen Förderung wird aber
bisher nur von wenigen Mitglied-
staaten genutzt. Einige Mitglied-
staaten wie z.B. Frankreich haben
im Rahmen der neuen ländlichen
Entwicklungspolitik bereits Rah-
menbedingungen für Verträge mit
Bauern und anderen ländlichen
Akteuren geschaffen, die z.B. Ver-
tragsnaturschutz (auch im Rah-
men von Natura 2000 bzw. Flora-
Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH)),
Erhaltung der Biodiversität, Direkt-
vermarktung etc. einschließen.
Maßnahmen: Die neue Gemein-
same Agrarpolitik sollte diese neue
Strukturpolitik für den ländlichen
Raum für eine Qualifizierung und
Differenzierung der Förderung nut-
zen. Die Marktinterventionslogik




darf nicht mehr zur alten Interven-
tionslogik zurückgekehrt werden.
Über Extensivierungsmaßnahmen
und Begrenzung der Tierprämien
pro Betrieb (obligatorische 90 Bul-
len-Grenze) wird eine Reduzierung
des Fleischangebots bewirkt; das
regionale Angebot 'kann durch
lokale und regionale Spezialpro-
dukte diversifiziert werden.
Neufassung der Agenda 2000
Die Bewältigung der BSE-Krise
wird die Haushalte der EU und der
Mitgliedstaaten schwer belasten.
Noch ist das Ausmaß nicht abzu-
schätzen. Die nationale Kofinan-
zierung der BSE- Folgekosten soll-
te im Hinblick auf die Anwendung
der BSE-Vorsorgemaßnahmen dif-
ferenziert werden. Was aber heute
für das Krisenmanagement zur
Verfügung gestellt werden muss,
fehlt bei der Förderung des Neu-
anfangs. Es ist deshalb notwendig,
sofort an einer Umwidmung der
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Agrargelder für eine neue Politik zu
arbeiten. Insbesondere im Hinblick
auf die Erweiterung der EU ist eine
Umverteilung der Mittel des Agrar-
haushalts dringend erforderlich.
Die ausschließlich für die jetzigen
Mitgliedstaaten vorgesehenen Aus-
gleichszahlungen sollten den Bei-
trittsstaaten bereits in der Vorbei-
trittsphase für die Förderung von
Qualitätserzeugung, Umweltmaß-
nahmen und ländlicher Entwick-
lung zur Verfügung stehen. Dage-
gen sollten keine Fördermaßnah-
men für agrarindustrielle Erzeu-
gungsweisen mehr bereitgestellt
werden.
Der Ausschuss für Landwirt-
schaft und ländliche Entwicklung
des Europäischen Parlaments hat
bereits eine eigene Evaluierung
der Agenda 2000, auch im Hin-
blick auf die Erweiterung, begon-
nen, die Ende 2001 vorliegen soll.
Maßnahmen: Schrittweise Über-
führung der Mittel aus dem Über-
schussmanagement in die ländli-
che Strukturpolitik, einschließlich
Förderung von Qualitätserzeugnis-
sen und deren Kennzeichnung;
Anbindung der Prämien an Ökolo-
gie und Arbeit (Modulation) obliga-
torisch in allen Mitgliedstaaten.
Förderung des
biologischen Landbaus
Eine greifbare Verbesserung der
Lebensmittelqualität ist auf drei
Elemente angewiesen: Transpa-
renz über Zusammensetzung und
Herkunft der Futter- und Lebens-
mittel, ihre Rückverfolgbarkeit,
und die Produkthaftung. Für Fut-
termittel beispielsweise muss gel-
ten, dass die Futtermittelhersteller
alle Inhaltsstoffe und ihre Anteile
am Futter angeben müssen („Offe-
ne Deklaration"), sich zur Eigen-
kontrolle über die Herkunft ihrer




müssen. Die Transportwege, vor
allem die Transporte von Tieren
und Grundstoffen müssen auf die
Einhaltung der Schutzbestimmun-
gen (auch im Hinblick auf den Tier-
schutz) und mögliche Verunreini-
gungen kontrolliert werden.
Für frische oder verarbeitete Le-
bensmittel müssen die gleichen
Regeln gelten. Die Verbraucherin-
nen müssen über möglicherweise
gesundheitsgefährdende Stoffe
(Anwendung von Pestiziden, Hor-
monen, gentechnisch veränderte
Organismen (GMO)) informiert
werden, aber auch über die ge-
sundheitsfördernden Eigenschaf-
ten.
Die Förderung des ökologi-
schen Landbaus als Produktions-
weise, die am konsequentesten
den Umwelt- und Gesundheitsan-
sprüchen entgegenkommt, ist bei-
zubehalten und ausbauen. Dabei
sollte aber vorwiegend Umstel-
lung, Innovationsförderung und
Absatzförderung gewährt werden,
um neue Abhängigkeiten von öf-
fentlichen Mitteln zu vermeiden.
Maßnahmen: Umstellungsförde-
rung auf umweltfreundliche und
schadstoffarme Produkte und auf
ressourcensparende Erzeugungs-
weisen (Energie, Wasser, Dünger,
Chemie); Absatzförderung zur Ein-
führung von ökologisch erzeugten
und gesundheitsfördernden Pro-





Seit Anbeginn der gemeinsa-
men Agrarpolitik in den sechziger
Jahren hat sich die EU gegenüber
den USA und anderen Handels-
konkurrenten auf die zollfreie Ein-
fuhr von Eiweißpflanzen und Öl-
saaten festgelegt, um im Gegen-
zug die eigene Getreideerzeugung
zu schützen. Die BSE-Krise und
das Tiermehlverbot machen das
Defizit an pflanzlichem Eiweiß be-
sonders deutlich. Zur Regulierung
der Getreideüberschüsse hat die
EU seit 1992 Flächenstillegungen
eingeführt und nur die Herstellung
von Non-food auf diesen Flächen
zugelassen. Die neue Gemein-
same Agrarpolitik muss die BSE-
Krise nutzen, um das Eiweißdefizit
abzubauen.
Maßnahmen: Dies sollte zu-
nächst durch eine Umwandlung
der Flächenstillegung in eine Maß-
nahme zur Erweiterung der Frucht-
folgen geschehen. Statt den An-
bau von Eiweiß- und Ölpflanzen
als Massenprodukt und Markt-
frucht über Flächen- oder Men-
genprämien zu fördern, sollte der
betriebliche Futterbau auf der Ba-
sis von Kleegras, Ackerbohnen
und Erbsen aufgewertet werden.
Die obligatorische Ergänzung des
Getreideanbaus durch Legumi-
nosen und Futterpflanzen als För-
dervoraussetzung (cross-compli-
ance) kann ökologische Kreisläufe
schließen und trägt zur Bodenge-
sundung bei. Statt eine Flächen
:
prämie zu gewähren, die Maissi-
lage und Stallfütterung bevorzugt
(derzeit 400 €/ha), sollte die Wei-
dehaltung bzw. Grünlandnutzung




Die BSE-Krise stellt das soge-
nannte europäische Agrarmodell in
Frage. Die Ausbreitung der Rinder-
seuche bis in entlegendste Regio-
nen zeigt, wie sehr auch die bäuer-
liche Landwirtschaft mittlerweile
der agrarindustriellen Logik ausge-
liefert ist. Diese Praxis entwertet
die Besonderheit der vielfältigen
Agrar- und Ernährungskultur. Die
EU wehrt sich gegen den Import
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von Hormonfleisch und Gentech-
Soya, kann wegen der Rinder-
seuche aber selbst kein Rind-
fleisch mehr exportieren.
Die sogenannte „Multifunktiona-
lität" der europäischen Landwirt-
schaft wird als Verhandlungs-
konzept keinen Erfolg haben, so-
lange keine konkreten von der Pro-
duktionssteigerung abgekoppel-
ten Fördermaßnahmen angewandt
werden. Die Ausweitung von
Agrarumweltmaßnahmen, Exten-
sivierungsprogrammen, Erhaltung
und Nutzung der Biodiversität und
der Vielfalt von Nutzpflanzen und
Tieren, artgerechte Haltung und
die Einsparung von Wasser und
Pestiziden, aber auch erneuerbare
Energien und Diversifizierung der
Beschäftigung im ländlichen Raum
sind überzeugendere Argumente
für ein Abkommen, das die Son-
derstellung der Landwirtschaft an-
erkennen muss.
Europa erzeugt ohne den der-
zeit praktizierten massiven Import
von Futtermitteln keine Über-
schüsse, sondern ist größter Ag-
rarimporteur der Welt. Es macht
deshalb keinen Sinn, den Kampf
um Weltmarktanteile um jeden
Preis zu verschärfen. Das erste
Ziel der neuen Gemeinsamen Ag-
rarpolitik besteht heute darin, die
Voraussetzungen für eine dauer-
haft gesunde Ernährung der euro-
päischen Bevölkerung, einschließ-




Schutzklausel in den WTO-Agrar-
verhandlungen festgeschrieben
werden, um eine Wiederholung
des Hormonstreits zu vermeiden.
Darüber hinaus muss die EU ihre
Verhandlungsstrategie rasch über-
arbeiten und auf eine gestärkte
Umwelt- und Strukturpolitik für
den ländlichen Raum ausrichten.
Demokratische Kontrolle
Die alte Gemeinsame Agrarpo-
litik hat deshalb zahlreiche Refor-
men überlebt, weil viele Mit-
gliedstaaten Nettoempfänger aus
EU-Mitteln sind und weder die na-
tionalen Parlamente noch das Eu-
ropäische Parlament die Ent-
scheidungen des Agrarrates be-
einflussen können.




seit Ende der 80er Jahre und vor
allem die Empfehlungen des vom
EP 1996 eingerichteten BSE-Un-
tersuchungsausschusses wurden
von vielen Mitgliedstaaten über
Jahre ignoriert. Sie werden erst
jetzt, mit inzwischen großen Schä-
den und Kosten für die Allgemein-
heit in die Tat umgesetzt.
Maßnahmen: Die neue Gemein-
same Agrarpolitik gehört als inte-
grierte Politik für Verbraucher-
schutz und ländliche Entwicklung
in die Mitentscheidung: Das Parla-
ment kann außerdem gemeinsam
mit der Kommission dafür sorgen,
dass europäisches Recht in den
Mitgliedstaaten konsequent ange-
wandt wird. Die langwierigen Ver-
fahren gegen Mitgliedstaaten, die
Umwelt- und Verbraucherschutz-
gesetze der EU nicht umsetzten,
müssen beschleunigt werden, und
die Kommission sollte bei konkre-
ter Gefährdung der Verbraucher-




Agrarforschung dient der Land-
wirtschaft zur Weiterentwicklung
und Innovation. Sie hat bisher die
Intensivierung und arbeitssparen-
de Rationalisierung aller Produk-
tionsbereiche vorangetrieben. Auch
die Ausbildung an Landwirt-
schaftsschulen ging in diese Rich-
tung. Dabei hat sich der bäuerliche
Umgang mit Naturkreisläufen in ei-
ne unternehmerische Ertragsmaxi-
mierung verwandelt. Die Folge ist
eine Konzentration der Produktion
in wenigen begünstigten Gebieten
und Entvölkerung benachteiligter
Regionen.
Die Weiterentwicklung und In-
novation der Landwirtschaft muss
heute den geänderten Ansprüchen
der Gesellschaft entgegenkom-
men. Deshalb brauchen For-
schung und Ausbildung neue Zie-
le. Die von der Gesellschaft gefor-
derten vielfältigen Leistungen, von
Qualitätsprodukten bis hin zum
ländlichen Tourismus und Natur-
schutz muss sich in der Forschung
und Ausbildung niederschlagen.
Auch Entfremdung, Sprachlo-
sigkeit und gegenseitige Vorwürfe
zwischen Menschen in Stadt und
Land müssen überwunden wer-
den. An ihre Stelle muss mehr
Kommunikation und Verständi-
gung treten. Die neue Gemein-
same Agrarpolitik muss Raum
schaffen für die aktive Beteiligung
und Mitentscheidung aller Akteure,
die sich für eine neue Qualität der
ländlichen Wirtschaft und der Le-
bensmittelsicherheit einsetzen.
Maßnahmen: Die Agrarforschung
soll anstelle ihrer einseitigen Aus-
richtung auf Biotechnologie und
Ertragssteigerung Schwerpunkte
setzen für die Innovation im biolo-
gischen Landbau, die Nutzung ge-
netischer Ressourcen, die natur-
verträgliche Bewirtschaftung. Die
Programme zur ländlichen Ent-
wicklung müssen Platz schaffen
für Foren der lokalen Mitentschei-
dung, den Dialog zwischen Erzeu-
gern und Verbrauchern und inter-
regionale und internationale Kom-
munikation im ländlichen Raum
fördern.
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